
Die öffentliche Debatte rund um das Thema Cannabis ist in den letzten Jahren in Deutschland intensiver geworden
– nicht zuletzt durch die Diskussionen über eine eventuelle Legalisierung von Cannabis für den Freizeitgebrauch.
Gleichzeitig gibt es medizinisches Cannabis, das Patientinnen und Patienten helfen kann, wenn konventionelle
Therapien nicht ausreichen. Dennoch wird medizinisches Cannabis in der Öffentlichkeit häufig mit rechtlichen
Änderungen verwechselt oder vermengt. Dieser Beitrag erklärt, warum das so ist, was die Verschreibungspflicht
bedeutet und warum Gesundheitskompetenz bei Patientinnen und Patienten hier eine wichtige Rolle spielt.

1. Die öffentliche Debatte: Medizin versus Freizeit
Die "öffentliche Debatte Cannabis" ist geprägt von zwei klar unterscheidbaren Themenfeldern:

Medizinisches Cannabis: Cannabis als Medikament, verschreibungspflichtig und unter ärztlicher Kontrolle.

Cannabis für den Freizeitgebrauch: Die mögliche Legalisierung oder Entkriminalisierung des privaten
Konsums.

Oftmals verschwimmen diese Themen in den Medien oder in Diskussionen. Begrifflichkeiten werden nicht exakt
verwendet, und das führt dazu, dass viele Menschen glauben, es habe durch medizinisches Cannabis bereits eine
umfassende rechtliche Freigabe gegeben. Tatsächlich bleibt medizinisches Cannabis jedoch immer
verschreibungspflichtig und streng reguliert.

Warum passiert diese Verwechslung?

Die Verwirrung entsteht durch:

Die weitreichende mediale Berichterstattung über geplante rechtliche Neuerungen beim Freizeit-Cannabis.

Unterschiedliche Begrifflichkeiten und fehlende Aufklärung in verständlicher Sprache.

Der Wunsch oder die Hoffnung vieler Patientinnen und Patienten auf einen vereinfachten Zugang.

Missverständnisse bei der Anwendung von medizinischem Cannabis und dessen Verfügbarkeit.



2. Medizinisches Cannabis bleibt verschreibungspflichtig – was heißt
das?
Medizinisches Cannabis unterliegt hierzulande der Verschreibungspflicht. Das bedeutet:

1. Es darf nur nach ärztlicher Untersuchung und aufgrund einer Diagnose verordnet werden.

2. Die Ärztin oder der Arzt prüft individuell, ob Cannabis tatsächlich therapeutisch sinnvoll ist und die
gesetzlichen Voraussetzungen erfüllt werden.

3. Die Medikation wird in der Apotheke abgegeben und ist dokumentationspflichtig.

Diese Regelung dient dem Schutz der Patientinnen und Patienten und soll sicherstellen, dass medizinisches
Cannabis verantwortungsvoll eingesetzt wird. Es handelt sich somit um eine sorgfältige medizinische Entscheidung
und nicht um eine generelle Freigabe des Nutzens von Cannabis.

Die individuelle ärztliche Prüfung im Fokus

Jede Verordnung für medizinisches Cannabis ist eine Einzelfallentscheidung. Ärztinnen und Ärzte prüfen unter
anderem:

Ob andere langjährig etablierte Therapien ausgeschöpft sind und keine ausreichende Wirkung gezeigt haben.

Welche Krankheitsbilder vorliegen (z. B. chronische Schmerzen, Spastiken bei Multiple Sklerose, Übelkeit bei
Chemotherapie).

Ob Risiken und potenzielle Nebenwirkungen verantwortbar sind.

Diese Sorgfalt fördert eine sichere medizinische Anwendung – migazin.de und unterscheidet medizinisches
Cannabis klar von einer rechtlichen Liberalisierung für den Freizeitbereich, die andere Zielsetzungen hat.

3. Gesundheitskompetenz stärken durch verständliche Informationen
In der Diskussion um medizinisches Cannabis spielen Kommunikation und verständliche Sprache eine zentrale
Rolle. Gesundheitskompetenz bezeichnet die Fähigkeit, Gesundheitsinformationen zu finden, zu verstehen und
anzuwenden.

Gerade beim Thema Cannabis gibt es vielfältige Barrieren:

https://www.migazin.de/2026/08/23/medizinisches-cannabis-deutschland-verstaendliche-informationen-alle-menschen/


Sprachliche Barrieren: Fachbegriffe werden oft nicht ausreichend erklärt.

Kulturelle Unterschiede: Der Zugang zum Gesundheitssystem und das Verständnis von Therapien sind nicht
bei allen Bevölkerungsgruppen gleich.

Erfahrungen mit dem System: Manche Menschen, z. B. mit chronischen Erkrankungen, sind es gewohnt,
Ärzte regelmäßig nach neuen Therapieoptionen zu fragen – andere haben Hemmungen oder wenig Zugang.

Maßnahmen zur Steigerung der Gesundheitskompetenz umfassen:

Bereitstellung von leicht verständlichen Informationsmaterialien (z. B. auf Websites von Krankenkassen,
Patientenportalen).

Erklärvideos oder Multimedia-Inhalte, die Schritt für Schritt und ohne Fachchinesisch wichtige Aspekte
erläutern.

Schulungen für Ärztinnen und Ärzte, um Patientinnen und Patienten empathisch und verständlich aufzuklären.

Nutzung digitaler Angebote, die den Zugang zum Gesundheitssystem erleichtern, wie die Videosprechstunde
der KBV oder eine digitale Terminvereinbarung.

Videosprechstunde und digitale Terminvereinbarung als Brücke

Die Videosprechstunde ermöglicht es, medizinische Anliegen bequem von zu Hause aus zu klären. Viele
Patientinnen und Patienten nutzen dieses Angebot, um Fragen zu Therapien, auch zu medizinischem Cannabis,
direkt mit der Ärztin oder dem Arzt zu besprechen. Die Möglichkeit, unkompliziert einen Termin digital zu
vereinbaren, senkt zudem die Hemmschwelle, überhaupt ärztlichen Rat einzuholen.

Durch solche digitalen Services kann das Verständnis gefördert, Unsicherheiten abgebaut und eine individuelle,
fundierte Entscheidung ermöglicht werden.

4. Warum die Verwechslung mit rechtlichen Änderungen trotzdem
häufig bleibt
Obwohl die Faktenlage klar ist, halten sich Fehlinformationen zum Thema medizinisches Cannabis und dessen
rechtlicher Status hartnäckig. Gründe sind:

Mediale Vermischung: Überschriften und Schlagzeilen transportieren oft vereinfachte Botschaften, die von
„Cannabislegalisierung“ sprechen, ohne den Unterschied zu medizinischer Nutzung klarzustellen.

Politische Debatten: Unterschiedliche Parteien und Interessengruppen verknüpfen das Thema Cannabis oft
mit Symbolpolitik, was die öffentliche Wahrnehmung beeinflusst.

Unterschiedliche Gesetzeslagen international: Wer sich häufig im Internet informiert, trifft auf Länder mit
Freigaben von Cannabis auch als Medizin, die es in Deutschland nicht exakt so gibt.

Unklare Kommunikation von Anbietern: Manche Apotheken oder Shops geben den Eindruck einer „frei
verfügbaren“ Therapie, was nicht der gesetzlichen Situation entspricht.

5. Fazit: Medizinisches Cannabis ist keine rechtliche Freigabe, sondern
eine sorgfältige Therapieentscheidung
Die Differenzierung zwischen medizinischem Cannabis und einer rechtlichen Änderung beim Freizeitgebrauch ist
entscheidend. Medizinisches Cannabis bleibt verschreibungspflichtig. Es ist eine individuell ärztlich geprüfte
Therapie, die im Rahmen des bestehenden Gesundheitswesens genutzt wird. Die öffentliche Debatte vermischt
diese Bereiche oft, weshalb Fehlinformationen entstehen.



Um die Gesundheitskompetenz zu stärken und Barrieren abzubauen, sind verständliche Informationen, eine klare
Sprache und digitale Angebote wie Videosprechstunden oder Terminvereinbarungen wichtige Hilfsmittel. Nur so
können Patientinnen und Patienten fundierte Entscheidungen treffen und mögliche Missverständnisse vermieden
werden.

Weiterführende Links und Quellen
Videosprechstunde – KBV

BMG – Medizinisches Cannabis

Patienteninformationen zum medizinischen Cannabis


